
an den Verurteilten zum Ausdruck ge­
bracht.

Zur Verwirklichung der öffentlichen Be­
kanntmachung (§ 50 StGB) hat das Prozeß­
gericht die notwendigen Entscheidungen in 
der Urteilsformel zu treffen. Das gilt so­
wohl für den Ort und die Zeit als auch für 
den Umfang der Bekanntmachung. Das Ge­
richt hat für die Bekanntmachung die Form 
zu wählen, die dem konkreten Zweck dieser 
Zusatzstrafe am besten entspricht. Ausge­
hend von den im Einzelfall unterschiedli­
chen Erfordernissen zur Erziehung des Tä­
ters, zur erzieherischen Einwirkung auf an­
dere Personen oder zur Aufklärung der Be­
völkerung und ihrer Mobilisierung zur Be­
kämpfung bestimmter Erscheinungen der 
Kriminalität (§ 50 Abs. 1 StGB) hat es fest­
zulegen, ob die Veröffentlichung in der Ta­
gespresse, einer Betriebszeitung oder durch 
Aushang an der Gemeindetafel erfolgt. 
Gleichzeitig hat es die Dauer der öffent­
lichen Bekanntmachung zu bestimmen und 
zu entscheiden, ob das gesamte Urteil, die 
Urteilsformel und eine Zusammenfassung 
aus den Urteilsgründen oder nur die Ur­
teilsformel veröffentlicht werden. Die Zu­
sammenfassung der Urteilsgründe hat das 
Gericht selbst vorzunehmen.

Die Verwirklichung der öffentlichen Be­
kanntmachung ist aktenkundig zu machen. 
Erfolgt die Veröffentlichung in einem Pres­
seorgan, ist ein Exemplar davon zu den Ak­
ten zu nehmen.

14.3.7.
Die nachträgliche Bildung 
einer Hauptstrafe
Die Regelung über die nachträgliche Bil­
dung einer Hauptstrafe (§ 355) sichert die 
Durchsetzung der Grundsätze über die Be­
strafung bei mehrfacher Gesetzesverlet­
zung. Die nachträgliche Bildung der Haupt­
strafe setzt voraus, daß
— gegen den Verurteilten in verschiedenen 

rechtskräftigen Urteilen Freiheitsstrafen 
ausgesprochen wurden,

— die Straftat, die den Gegenstand des 
später erlassenen Urteils bildet, vor der 
früheren Verurteilung begangen wurde,

— mindestens zwei Freiheitsstrafen noch
nicht vollzogen, verjährt oder erlassen 
sind.9 i
Enthalten die rechtkräftigen Urteile an­

dere Hauptstrafen als Freiheitsstrafen (z. B. 
Strafen ohne Freiheitsentzug oder andere 
Strafen mit Freiheitsentzug), ist die nach­
trägliche Bildung der Hauptstrafe nicht zu­
lässig.

Die nachträgliche Bildung der Hauptstrafe 
erfolgt durch Beschluß des Richters. Die 
Hauptstrafe ist unter Einbeziehung der in 
Betracht kommenden Urteile festzusetzen. 
Dabei sind die Strafzumessungsregeln des 
§ 64 Abs. 1 bis 3 StGB zu beachten.

Wurden die Freiheitsstrafen, die der zu 
bildenden Hauptstrafe zugrunde zu legen 
sind, von ein und demselben Gericht ausge­
sprochen, ist dieses Gericht auch für die 
nachträgliche Bildung der Hauptstrafe zu­
ständig. Waren an der Urteilsfindung ver­
schiedene Gerichte beteiligt, hat die Ent­
scheidung gemäß § 355 Abs. 1 dasjenige 
Gericht zu treffen, dessen Urteil zuletzt er­
gangen ist (§ 355 Abs. 2).

14.3,8.
Die Auslegung des Urteils
Bestehen Zweifel über die Auslegung des 
Urteils oder über die Berechnung einer 
Strafe mit Freiheitsentzug, hat das Gericht 
durch Beschluß über die strittigen Fragen 
Klarheit zu schaffen (§ 356). Die — in der 
Praxis seltene — Notwendigkeit zu einer 
solchen Entscheidung kann sich auf Grund 
mangelnder Exaktheit bei der Absetzung 
des Urteils, insbesondere der Urteilsformel, 
durch die Gerichte ergeben.

Zu Schwierigkeiten bei der Auslegung des 
Urteils kann es u. a. bei fehlenden, unkla­
ren oder mißdeutigen Angaben über die 
Höhe oder den Umfang einer Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
(z. B. die Dauer der Bewährungszeit bei 
Verurteilung auf Bewährung oder einer 
befristeten Zusatzstrafe) oder die konkrete 
Beschaffenheit einer Verpflichtung oder 
anderen Maßnahme (z. B. Unklarheit über

9 Auch wenn die im Beschluß des Präsi­
diums des Obersten Gerichts vom 7. Januar 
1981 (Neue Justiz, 1981/2, S. 88) enthaltenen 
Hinweise zur einheitlichen Anwendung des 
§ 64 Abs. 4 StGB nicht beachtet werden, ist 
eine nachträgliche Hauptstrafenbildung 
gemäß § 355 StPO erforderlich. Vgl. 
R. Beckert/R. Schröder, „Nachträgliche 
Hauptstrafenbildung gemäß § 64 Abs. 4 
StGB“, Neue Justiz, 1981/6, S. 256 ff.
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